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Überschrift 1 Überschrift 2 Anmerkung 

 I.  Der Rat 
 

§ 1 
Vorsitz, Vertretung, Teilnahme  

 
(1)  Der Rat wählt aus der Mitte seiner Ratsfrauen 

und Ratsherren seine Vorsitzende oder seinen 
Vorsitzenden. Ferner beschließt der Rat über die 
Stellvertretung der oder des Vorsitzenden. 

 
 
(2) Sind sowohl die/der Vorsitzende und de-

ren/dessen Vertreter/in verhindert, übernimmt 
das älteste, anwesende und hierzu bereite Rats-
mitglied die Sitzungsleitung.  

 
(3) Die Ratsmitglieder sind verpflichtet, an allen Rats-

sitzungen teilzunehmen, sofern sie nicht einen 
wichtigen Grund für ihr Fernbleiben haben. Sie 
haben die Ratsvorsitzende/den Ratsvorsitzenden 
oder deren/dessen Vertreterin/Vertreter im Falle 
des Fernbleibens unverzüglich vorher zu unter-
richten. 

 
§ 2 

Fraktionen und Gruppen 
 
(1) Mindestens zwei Ratsfrauen/Ratsherren können 

sich zu einer Fraktion oder zu einer Gruppe zu-
sammenschließen. Fraktionen und Gruppen sind 
auf Zusammenarbeit gerichtete Zusammen-
schlüsse. Ratsfrauen / Ratsherren können nicht 
Mitglied mehrerer Fraktionen oder Gruppen sein. 
Schließen sich die Mitglieder von Fraktionen 
und/oder Gruppen zu neuen Fraktionen oder 

 I.  Der Rat 
 

§ 1 
Vorsitz, Vertretung, Teilnahme  

 
(1)  Der Rat wählt aus der Mitte seiner Abgeordneten 

seine Vorsitzende oder seinen Vorsitzenden. 
Ferner beschließt der Rat über die Stellvertretung 
der oder des Vorsitzenden und legt die Reihen-
folge der Vertretung fest. 

 
(3) Sind sowohl die/der Vorsitzende und de-

ren/dessen Vertreter/in verhindert, übernimmt 
das älteste, anwesende und hierzu bereite Rats-
mitglied die Sitzungsleitung.  

 
(3) Die Ratsmitglieder sind verpflichtet, an allen Rats-

sitzungen teilzunehmen, sofern sie nicht einen 
wichtigen Grund für ihr Fernbleiben haben. Sie 
haben die Ratsvorsitzende/den Ratsvorsitzenden 
oder deren/dessen Vertreterin/Vertreter im Falle 
des Fernbleibens unverzüglich vorher zu unter-
richten. 

 
§ 2 

Fraktionen und Gruppen 
 
(1) Mindestens zwei Ratsfrauen/Ratsherren können 

sich zu einer Fraktion oder zu einer Gruppe zu-
sammenschließen. Fraktionen und Gruppen sind 
auf Zusammenarbeit gerichtete Zusammen-
schlüsse. Ratsfrauen / Ratsherren können nicht 
Mitglied mehrerer Fraktionen oder Gruppen sein. 
Schließen sich die Mitglieder von Fraktionen 
und/oder Gruppen zu neuen Fraktionen oder 

 
 
 
 
 
Nur die Abgeordneten wählen 
die bzw. den Vorsitzende(n), 
nicht aber der Bürgermeister. 
Sinnvolle Ergänzung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Gruppen zusammen, so verlieren die bisherigen 
Fraktionen und Gruppen ihre Fraktions- bzw. 
Gruppeneigenschaft. 

 
(2) Jede Fraktion und jede Gruppe hat eine oder eine 

für sie handelnde(n) Vorsitzende oder Vor-
sitzenden. Besteht die Fraktion oder Gruppe aus 
mindestens 11 Mitgliedern, so hat sie auch eine 
stellvertretende Vorsitzende oder einen stellver-
tretenden Vorsitzenden. Die Bildung einer Frakti-
on oder Gruppe ist zur ersten Sitzung des Rates 
nach seiner Wahl der Bürgermeisterin oder dem 
Bürgermeister schriftlich unter Angabe des Na-
mens der Fraktion oder Gruppe, ihrer Mitglieder 
und ihrer Vorsitzenden oder ihres Vorsitzenden 
anzuzeigen. Nach der ersten Ratssitzung sind die 
Änderung, die Auflösung sowie die Bildung von 
Fraktionen und Gruppen in gleicher Weise unver-
züglich anzuzeigen. 

 
(3) Die Bildung von Fraktionen und Gruppen sowie 

Änderungen werden mit dem Eingang der Anzei-
ge nach Abs. 2 wirksam.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 3 

Einladung zur Sitzung, Tagesordnung  
 

(1)  Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister stellt 
die Tagesordnung im Benehmen mit der oder 

Gruppen zusammen, so verlieren die bisherigen 
Fraktionen und Gruppen ihre Fraktions- bzw. 
Gruppeneigenschaft. 

 
(2) Jede Fraktion und jede Gruppe hat eine oder eine 

für sie handelnde(n) Vorsitzende oder Vor-
sitzenden. Besteht die Fraktion oder Gruppe aus 
mindestens 11 Mitgliedern, so hat sie auch eine 
stellvertretende Vorsitzende oder einen stellver-
tretenden Vorsitzenden. Die Bildung einer Frakti-
on oder Gruppe ist zur ersten Sitzung des Rates 
nach seiner Wahl der Bürgermeisterin oder dem 
Bürgermeister schriftlich unter Angabe des Na-
mens der Fraktion oder Gruppe, ihrer Mitglieder 
und ihrer Vorsitzenden oder ihres Vorsitzenden 
anzuzeigen. Nach der ersten Ratssitzung sind die 
Änderung, die Auflösung sowie die Bildung von 
Fraktionen und Gruppen in gleicher Weise unver-
züglich anzuzeigen. 

 
(3) Die Bildung von Fraktionen und Gruppen sowie 

Änderungen werden mit dem Eingang der Anzei-
ge nach Abs. 2 wirksam.  

 
(4)  Den Fraktionen und Gruppen werden im Rahmen 

der im Haushalt zur Verfügung stehenden Mittel 
Zuwendungen zu den Sach- und Personalkosten 
für die Geschäftsführung einschließlich ihrer Öf-
fentlichkeitsarbeit in Angelegenheiten der Stadt (§ 
57 Abs. 3 NKomVG) gewährt. Über die Verwen-
dung der Zuwendungen im jeweiligen Haushalts-
jahr ist eine Nachweis in einfacher Form zu füh-
ren, der der Bürgermeisterin bzw. dem Bürger-
meister vorzulegen ist. 

 
§ 3 

Einladung zur Sitzung, Tagesordnung  
 

(1)  Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister stellt 
die Tagesordnung im Benehmen mit der oder 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ergänzung nach Maßgabe der 
Mustergeschäftsordnung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



dem Vorsitzenden des Rates auf; die oder der 
Vorsitzende kann verlangen, dass die Tagesord-
nung um einen Beratungsgegenstand ergänzt 
wird. Die oder der Vorsitzende vertritt die Bür-
germeisterin oder den Bürgermeister bei der Ein-
berufung der Vertretung und der Aufstellung der 
Tagesordnung. Wird die Tagesordnung von der 
Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden aufgestellt, 
so ist das Benehmen mit der allgemeinen Stell-
vertreterin oder dem allgemeinen Stellvertreter 
der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters 
herzustellen; diese oder dieser kann verlangen, 
dass ein bestimmter Beratungsgegenstand auf 
die Tagesordnung gesetzt wird. 

 
(2)  Tagesordnungsanträge von Ratsmitgliedern sind 

zu berücksichtigen, wenn sie spätestens 2 Werk-
tage vor Ablauf der Ladungsfrist eingegangen 
sind. Im Einvernehmen mit der Antragstelle-
rin/dem Antragsteller kann der Beratungsgegen-
stand zur Vorbereitung unmittelbar für die Tages-
ordnung eines Ratsausschusses oder des Ver-
waltungsausschusses vorgesehen werden. 
 

 
(3)  Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister lädt 

die Ratsfrauen und Ratsherren unter Mitteilung 
der Tagesordnung schriftlich ein. 

 
 
 
 
        Die Ladung erfolgt nach Zustimmung der einzel-

nen Ratsmitglieder ausschließlich durch ein elekt-
ronisches Dokument, welches mit der Bereitstel-
lung im Ratsinformationssystem der Stadt Neu-
stadt a. Rbge. im Internet als zugestellt gilt. Über 
die Bereitstellung erhalten die Ratsfrauen und 
Ratsherren eine Benachrichtigung per Email. 

 

dem Vorsitzenden des Rates auf; die oder der 
Vorsitzende kann verlangen, dass die Tagesord-
nung um einen Beratungsgegenstand ergänzt 
wird. Die oder der Vorsitzende vertritt die Bür-
germeisterin oder den Bürgermeister bei der Ein-
berufung der Vertretung und der Aufstellung der 
Tagesordnung. Wird die Tagesordnung von der 
Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden aufgestellt, 
so ist das Benehmen mit der allgemeinen Stell-
vertreterin oder dem allgemeinen Stellvertreter 
der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters 
herzustellen; diese oder dieser kann verlangen, 
dass ein bestimmter Beratungsgegenstand auf 
die Tagesordnung gesetzt wird. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2)  Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister lädt 

die Ratsfrauen und Ratsherren unter Mitteilung 
der Tagesordnung schriftlich ein. Die Ladungs-
frist beträgt eine Woche, in Eilfällen 24 Stunden. 
Auf eine Abkürzung ist in der Ladung hinzuwei-
sen. 

 
        Die Ladung erfolgt nach Zustimmung der einzel-

nen Ratsmitglieder ausschließlich durch ein 
elektronisches Dokument, welches mit der Be-
reitstellung im Ratsinformationssystem der Stadt 
Neustadt a. Rbge. im Internet als zugestellt gilt. 
Über die Bereitstellung erhalten die Ratsfrauen 
und Ratsherren eine Benachrichtigung per Email. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der bisherige Abs. 2 wurde 
verschoben nach § 6 – dort als 
neuer Abs. 1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Redaktionelle Änderung 
 – siehe unten 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



        Die Ratsmitglieder sind verpflichtet, Änderungen 
ihrer Postanschrift umgehend anzuzeigen. Die 
Ladungsfrist beträgt eine Woche, in Eilfällen 24 
Stunden. Auf eine Abkürzung ist in der Ladung 
hinzuweisen. 

 
(4) In Eilfällen kann von der ortsüblichen Bekannt-

machung (§ 10 Abs. 3 der Hauptsatzung) der öf-
fentlichen Ratssitzung abgesehen werden, wenn 
die Ladungsfrist weniger als 48 Stunden beträgt 
und eine Bekanntmachung gemäß der Hauptsat-
zung nicht mehr möglich ist. In diesen Fällen er-
folgt die Bekanntmachung auf der Internetseite 
der Stadt Neustadt a. Rbge. ohne gleichzeitige 
Hinweisbekanntmachung in der Leine-Zeitung. 

 
(5) Die Beratungsgegenstände sind in der Tagesord-

nung möglichst kurz, jedoch eindeutig zu kenn-
zeichnen. Zu jedem Beratungsgegenstand soll 
der Tagesordnung eine kurze Sachdarstellung als 
Erläuterung in der Tagesordnung oder als Vorla-
ge mit einem zur Entscheidung geeignet formu-
lierten Beschlussvorschlag hinzugefügt werden. 
Ergänzungen zur Sachdarstellung sind jederzeit 
zulässig. 

 
 
 
 
 
 
 

§ 4 
Öffentlichkeit und Teilnehmer 

 
(1) Die Sitzungen des Rates sind öffentlich, soweit 

nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte Inte-
ressen Einzelner den Ausschluss der Öffentlich-
keit (§ 64 NKomVG) erfordern. Über einen Antrag 
auf Ausschluss der Öffentlichkeit wird in nichtöf-

        Die Ratsmitglieder sind verpflichtet, Änderungen 
ihrer Postanschrift umgehend anzuzeigen.  

 
 
 
 
(3) In Eilfällen kann von der ortsüblichen Bekannt-

machung (§ 10 Abs. 3 der Hauptsatzung) der öf-
fentlichen Ratssitzung abgesehen werden, wenn 
die Ladungsfrist weniger als 48 Stunden beträgt 
und eine Bekanntmachung gemäß der Hauptsat-
zung nicht mehr möglich ist. In diesen Fällen er-
folgt die Bekanntmachung auf der Internetseite 
der Stadt Neustadt a. Rbge. ohne gleichzeitige 
Hinweisbekanntmachung in der Zeitung. 

 
(4) Die Beratungsgegenstände sind in der Tagesord-

nung möglichst kurz, jedoch eindeutig zu kenn-
zeichnen. Zu jedem Beratungsgegenstand soll 
der Tagesordnung eine kurze Sachdarstellung als 
Erläuterung in der Tagesordnung oder als Vorla-
ge mit einem zur Entscheidung geeignet formu-
lierten Beschlussvorschlag hinzugefügt werden. 
Ergänzungen zur Sachdarstellung sind jederzeit 
zulässig. 

 
(5)  Bei umfangreichen Vorlagen werden die Anlagen 

nur online über das Ratsinformationssystem zur 
Verfügung gestellt. Die betroffenen Rats- und 
Ortsratsmitglieder werden hierüber rechtzeitig in-
formiert. 

 
§ 4 

Öffentlichkeit und Teilnehmer 
 
(1) Die Sitzungen des Rates sind öffentlich, soweit 

nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte Inte-
ressen Einzelner den Ausschluss der Öffentlich-
keit (§ 64 NKomVG) erfordern. Über einen Antrag 
auf Ausschluss der Öffentlichkeit wird in nichtöf-

 
 
verschoben nach § 3 Abs. 2, 
Satz 2  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
redaktionelle Änderung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ergänzung zur Vermeidung 
unnötiger Druckkosten 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



fentlicher Sitzung beraten und entschieden; wenn 
eine Beratung nicht erforderlich ist, kann über den 
Antrag in öffentlicher Sitzung entschieden wer-
den. 

 
 
(2) Die Ortsbürgermeister/innen und die Fraktions-

sprecher/innen bzw. Gruppensprecher/innen in 
den Ortsräten erhalten die Ladungen zu Ratssit-
zungen zugesandt. Die Ortsbürgermeister/innen 
werden zugleich aufgefordert, an den Sitzungen 
teilzunehmen. Der Rat kann ihnen im Einzelfall 
das Wort erteilen. Wenn eine Ortsbürgermeiste-
rin/ein Ortsbürgermeister zugleich Ratsmitglied 
ist, so benachrichtigt sie/er ihre/seine Vertreter/in. 
Ist auch diese/dieser Mitglied des Rates, so be-
nachrichtigt sie/er ein anderes Mitglied des Orts-
rates. Im Übrigen bestimmt die Bürgermeisterin 
oder der Bürgermeister, welche Bedienstete der 
Stadtverwaltung, welche Sachverständigen, An-
zuhörenden und sonstigen Berater/innen an der 
Sitzung teilnehmen, soweit nicht der Rat hierüber 
beschlossen hat. 

 
§ 5 

Beratungsgegenstände 
 
(1) Der Rat beschließt zur Sache nur in Angelegen-

heiten, die in die Tagesordnung aufgenommen 
worden sind (Beratungsgegenstände). Es sind 
aufzunehmen (Initiativrecht): 

 
 a) Angelegenheiten, die der Bürgermeister bzw. 

dessen Vertretung auf die Tagesordnung 
setzt, 

 
 b) Empfehlungen des Verwaltungsausschusses, 

der Ausschüsse und der Ortsräte, 
 
 c) Anträge von Fraktionen, Gruppen sowie ein-

fentlicher Sitzung beraten und entschieden; wenn 
eine Beratung nicht erforderlich ist, kann über 
den Antrag in öffentlicher Sitzung entschieden 
werden. 

 
 
(2) Die Ortsbürgermeister/innen und die Fraktions-

sprecher/innen bzw. Gruppensprecher/innen in 
den Ortsräten erhalten die Ladungen zu Ratssit-
zungen zugesandt. Die Ortsbürgermeister/innen 
werden zugleich aufgefordert, an den Sitzungen 
teilzunehmen. Der Rat kann ihnen im Einzelfall 
das Wort erteilen. Wenn eine Ortsbürgermeiste-
rin/ein Ortsbürgermeister zugleich Ratsmitglied 
ist, so benachrichtigt sie/er ihre/seine Vertreter/in. 
Ist auch diese/dieser Mitglied des Rates, so be-
nachrichtigt sie/er ein anderes Mitglied des Orts-
rates. Im Übrigen bestimmt die Bürgermeisterin 
oder der Bürgermeister, welche Bedienstete der 
Stadtverwaltung, welche Sachverständigen, An-
zuhörenden und sonstigen Berater/innen an der 
Sitzung teilnehmen, soweit nicht der Rat hierüber 
beschlossen hat. 

 
§ 5 

Beratungsgegenstände 
 
(1) Der Rat beschließt zur Sache nur in Angelegen-

heiten, die in die Tagesordnung aufgenommen 
worden sind (Beratungsgegenstände). Es sind 
aufzunehmen (Initiativrecht): 

 
 a) Angelegenheiten, die der Bürgermeister bzw. 

dessen Vertretung auf die Tagesordnung 
setzt, 

 
 b) Empfehlungen des Verwaltungsausschus-

ses, der Ausschüsse und der Ortsräte, 
 
 c) Anträge von Fraktionen, Gruppen sowie ein-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



zelner Ratsmitglieder,  
 
 d) Dringlichkeitsanträge,  
 
 
 
 e) Angelegenheiten, deren Aufnahme der Rat in 

anderer Sitzung beschlossen hat (§ 31 
NKomVG). 

 
(2) Das Initiativrecht nach Absatz 1 Buchstabe b) bis 

e) kann nur in Angelegenheiten in Anspruch ge-
nommen werden, die zur Zuständigkeit des Rates 
gehören, im Falle des Absatzes 1 Buchstabe b) 
>Empfehlungen der Ortsräte< nur dann, wenn es 
sich um Belange der eigenen Ortschaft handelt. 

 
 

§ 6 
Anträge der Fraktionen, Gruppen oder von Rats-

mitgliedern  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(1) Anträge nach § 5 Abs. 1c sind schriftlich und 

grundsätzlich mit Beschlussvorschlag bei der 
Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister einzu-
reichen. 

 
(2)  Wird der Antrag von einer Fraktion oder Gruppe 

zelner Ratsmitglieder gem. § 6 dieser Ge-
schäftsordnung, 

 
 d) Dringlichkeitsanträge (siehe § 7 dieser Ge-

schäftsordnung),  
 
 e) Angelegenheiten, deren Aufnahme der Rat in 

anderer Sitzung beschlossen hat (§ 31 
NKomVG). 

 
(2) Das Initiativrecht nach Absatz 1 Buchstabe b) bis 

e) kann nur in Angelegenheiten in Anspruch ge-
nommen werden, die zur Zuständigkeit des Rates 
gehören, im Falle des Absatzes 1 Buchstabe b) 
>Empfehlungen der Ortsräte< nur dann, wenn es 
sich um Belange der eigenen Ortschaft handelt. 

 
 

§ 6 
Anträge  

 
(1) Tagesordnungsanträge von Ratsmitgliedern sind 

zu berücksichtigen, wenn sie spätestens am 10. 
Tage vor der jeweiligen Ratssitzung bei der Bür-
germeisterin bzw. dem Bürgermeister eingegan-
gen sind. Im Einvernehmen mit der Antragstelle-
rin/dem Antragsteller kann der Beratungsgegen-
stand zur Vorbereitung unmittelbar für die Tages-
ordnung eines Ratsausschusses oder des Ver-
waltungsausschusses vorgesehen werden. Spä-
ter eingegangene Anträge werden als Dringlich-
keitsantrag gem. § 7 dieser Geschäftsordnung 
behandelt. 

 
 (2) Anträge nach § 5 Abs. 1c sind schriftlich und 

grundsätzlich mit Beschlussvorschlag bei der 
Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister einzu-
reichen. 

 
(3)  Wird der Antrag von einer Fraktion oder Gruppe 

klarstellende Ergänzung 
 
 
klarstellende Ergänzung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
geändert in Anlehnung an die 
Mustergeschäftsordnung 
 
bisher unter § 3 Abs. 2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



gestellt, so genügt die Unterschrift der/des Vor-
sitzenden der Fraktion bzw. der Gruppe oder der 
Stellvertreterin/des Stellvertreters. Jeder Antrag 
kann zurückgezogen, jedoch von jedem einzel-
nen Ratsmitglied wieder aufgenommen werden. 
Im Übrigen gelten die §§ 7 und 8 dieser Ge-
schäftsordnung. 

 
       (3) Die Fraktionen und Gruppen können Gutachter 

und Sachverständige auf eigene Kosten hinzu-
ziehen. 

 
 
 

§ 7 
Dringlichkeitsanträge 

 
(1) Nach Ablauf des 11. Tages vor dem Tage der 

Ratssitzung wird eine Angelegenheit in diese nur 
aufgenommen, wenn ein Ratsmitglied es bean-
tragt und der Rat dies mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln seiner Mitglieder beschließt. 

 
 Dringlichkeitsanträge müssen vor Eintritt in die 

Tagesordnung eingebracht sein. Der Rat be-
schließt im Rahmen der Feststellung der Tages-
ordnung über die Dringlichkeit des Antrages.  Die 
Dringlichkeit ist zu begründen und auf Verlangen 
zu beraten. 

 
(2) Wird die Dringlichkeit eines Antrages anerkannt, 

so ist vor einer Entscheidung zur Sache die Sit-
zung des Rates zu unterbrechen, damit zunächst 
der Verwaltungsausschuss in einer Sitzung den 
Beratungsgegenstand für die Entscheidung im 
Rat vorbereiten kann. Bei Dringlichkeitsentschei-
dungen darf die Anhörung der Ortsräte unterblei-
ben. Diese sind unverzüglich zu unterrichten. 

 
 

gestellt, so genügt die Unterschrift der/des Vor-
sitzenden der Fraktion bzw. der Gruppe oder der 
Stellvertreterin/des Stellvertreters. Jeder Antrag 
kann zurückgezogen, jedoch von jedem einzel-
nen Ratsmitglied wieder aufgenommen werden. 
Im Übrigen gelten die §§ 7 und 8 dieser Ge-
schäftsordnung. Der Rat entscheidet darüber, 
welchem Ausschuss die Anträge zur Vorberei-
tung überwiesen werden sollen. 

 
       (4) Die Fraktionen und Gruppen können Gutachter 

und Sachverständige auf eigene Kosten hinzu-
ziehen. 

 
§ 7 

Dringlichkeitsanträge 
 
(1) Dringlichkeitsanträge müssen vor Eintritt in die 

Tagesordnung eingebracht sein. Der Rat be-
schließt im Rahmen der Feststellung der Tages-
ordnung über die Dringlichkeit des Antrages. Eine 
Aussprache über die Dringlichkeit darf sich nicht 
mit dem Inhalt des Antrages, sondern nur mit der 
Prüfung der Dringlichkeit befassen.   

 
(2) Der Antrag ist auf die Tagesordnung zu setzen, 

wenn Dringlichkeit vorliegt und vom Rat mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Mit-
gliederzahl anerkannt wird. 

 
(3)  Soll über den Antrag in der Sache noch in der 

laufenden Sitzung des Rates beschlossen wer-
den, ist die Sitzung zur Vorbereitung durch den 
Verwaltungsausschuss zu unterbrechen (siehe 
auch § 18 Abs. 2 Satz 2). 

 
(4) Bei Dringlichkeitsentscheidungen darf die Anhö- 

rung der Ortsräte unterbleiben. Diese sind unver-
züglich zu unterrichten.   

 

 
 
 
 
 
 
Ergänzung in Anlehnung an 
die Mustergeschäftsordnung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 7 wurde in Anlehnung an die 
Mustergeschäftsordnung re-
daktionell überarbeitet. Wann 
Dringlichkeitsanträge vorliegen 
ist bereits in § 6 Abs. 1 Satz 3 
geregelt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



§ 8 
Koordination der Vorbereitung von Ratsentschei-

dungen 
 

(1) Entscheidungen, für die der Rat zuständig ist, 
sollen grundsätzlich in den Fachausschüssen 
vorbereitet werden. Falls eine Angelegenheit zur 
Behandlung im Rat ansteht, zu der ein Ortsrat zu 
hören ist, soll der Ortsrat zunächst Stellung neh-
men können, bevor der zuständige Fachaus-
schuss darüber berät. Eingaben der Ortsräte in 
Ratsangelegenheiten sind zunächst in den zu-
ständigen Fachausschüssen zu behandeln. 

 
 
(2)  Grundsätzlich sind Ratsentscheidungen durch 

den Verwaltungsausschuss vorzubereiten. Der 
Verwaltungsausschuss soll die Tätigkeit der ein-
zelnen Ausschüsse sachlich und zeitlich aufei-
nander abstimmen, um zu einem fachlich gut 
fundierten Beschlussvorschlag für den Rat zu ge-
langen. Er kann Änderungen zu den Empfehlun-
gen der Ausschüsse und Ortsräte beschließen, 
Empfehlungen ablehnen oder - soweit es sich um 
Initiativrechte nach § 5 Abs. 1 handelt - Empfeh-
lungen zur erneuten Beratung in den Ausschüs-
sen oder Ortsräten geben. Wesentliche Abwei-
chungen der Empfehlungen des Verwaltungs-
ausschusses sind in der Beschlussbegründung 
des Verwaltungsausschusses kurz zu kennzeich-
nen. Die Empfehlung an den Rat soll so gefasst 
sein, dass sie ohne weiteres als Beschlussvor-
schlag im Sinne von § 3 Abs. 5 verwendet wer-
den kann; es sei denn, dass Alternativen vorge-
tragen werden. 

 
§ 9 

Anträge zur Sache und zur Geschäftsordnung 
 
(1)  Jedes Ratsmitglied kann bis zur Eröffnung der 

§ 8 
Koordination der Vorbereitung von Ratsentschei-

dungen 
 

(1) Entscheidungen, für die der Rat zuständig ist, 
sollen grundsätzlich in den Fachausschüssen 
vorbereitet werden. Falls eine Angelegenheit zur 
Behandlung im Rat ansteht, zu der ein Ortsrat zu 
hören ist, soll der Ortsrat zunächst Stellung neh-
men können, bevor der zuständige Fachaus-
schuss darüber berät. Eingaben der Ortsräte in 
Ratsangelegenheiten sind zunächst in den zu-
ständigen Fachausschüssen zu behandeln. 

 
 
(2)  Grundsätzlich sind Ratsentscheidungen durch 

den Verwaltungsausschuss vorzubereiten. Der 
Verwaltungsausschuss soll die Tätigkeit der ein-
zelnen Ausschüsse sachlich und zeitlich aufei-
nander abstimmen, um zu einem fachlich gut 
fundierten Beschlussvorschlag für den Rat zu ge-
langen. Er kann Änderungen zu den Empfehlun-
gen der Ausschüsse und Ortsräte beschließen, 
Empfehlungen ablehnen oder - soweit es sich um 
Initiativrechte nach § 5 Abs. 1 handelt - Empfeh-
lungen zur erneuten Beratung in den Ausschüs-
sen oder Ortsräten geben. Wesentliche Abwei-
chungen der Empfehlungen des Verwaltungs-
ausschusses sind in der Beschlussbegründung 
des Verwaltungsausschusses kurz zu kenn-
zeichnen. Die Empfehlung an den Rat soll so ge-
fasst sein, dass sie ohne weiteres als Beschluss-
vorschlag im Sinne von § 3 Abs. 4 verwendet 
werden kann; es sei denn, dass Alternativen vor-
getragen werden. 

 
§ 9 

Anträge zur Sache und zur Geschäftsordnung 
 
(1)  Jedes Ratsmitglied kann bis zur Eröffnung der 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anmerkung: 
Der bisherige § 9 sollte wegen 
des sachlichen Zusammen-



Abstimmung oder Wahl Anträge zur Sache, ins-
besondere Änderungs- oder Zusatzanträge zum 
Beratungsgegenstand und Anträge zur Ge-
schäftsordnung stellen sowie diese zurückziehen. 
Entsprechendes gilt bei Beschlussvorlagen für 
die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister. 
Die/der Ratsvorsitzende kann verlangen, dass 
mündlich gestellte Anträge schriftlich vorgelegt 
werden. 

 
(2)  Anträge zur Geschäftsordnung dürfen sich nur 

auf den Sitzungsverlauf, die Tagesordnung zu-
künftiger Sitzungen und gegenwärtig beratene 
Gegenstände beziehen. Es handelt sich insbe-
sondere um folgende Anträge: 

 
  1. die Sitzung zu vertagen, 
  2. die Sitzung zu unterbrechen, 
  3. die Angelegenheit von der Tagesordnung 
  abzusetzen oder zu vertagen, 
  4. zur Tagesordnung überzugehen, 
  5. die Reihenfolge der Beratungsgegenstände 

in der Tagesordnung zu ändern,  
  6. Interessenwiderstreit festzustellen, 
  7. die Angelegenheit nichtöffentlich oder öff-

entlich zu behandeln, 
  8. die Angelegenheit einem Ausschuss, einem 
  Ortsrat oder der Verwaltung zu überweisen, 

  9. den Beratungsgegenstand zu teilen, 
 10. die Beratung zu beenden, 
 11. von dem Bürgermeister oder der allgemeinen 

Vertreterin/dem allgemeinen Vertreter Aus-
künfte zum Gegenstand der Beratung zu ver-
langen, 

 12. geheim zu wählen, 
 13. eine Angelegenheit auf die Tagesordnung 

einer zukünftigen Ratssitzung zu setzen, 
 14. Anträge im Sinne von § 62 NKomVG (Ein-

wohnerfragestunde, Anhörung). 
 

Abstimmung oder Wahl Anträge zur Sache, ins-
besondere Änderungs- oder Zusatzanträge zum 
Beratungsgegenstand und Anträge zur Ge-
schäftsordnung stellen sowie diese zurückziehen. 
Entsprechendes gilt bei Beschlussvorlagen für 
die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister. 
Die/der Ratsvorsitzende kann verlangen, dass 
mündlich gestellte Anträge bis zur Abstimmung 
schriftlich vorgelegt werden. 

 
(2)  Anträge zur Geschäftsordnung dürfen sich nur 

auf den Sitzungsverlauf, die Tagesordnung zu-
künftiger Sitzungen und gegenwärtig beratene 
Gegenstände beziehen. Es handelt sich insbe-
sondere um folgende Anträge: 

 
  1. die Sitzung zu vertagen, 
  2. die Sitzung zu unterbrechen, 
  3. die Angelegenheit von der Tagesordnung 
  abzusetzen oder zu vertagen, 
  4. zur Tagesordnung überzugehen, 
  5. die Reihenfolge der Beratungsgegenstände 

in der Tagesordnung zu ändern,  
  6. Interessenwiderstreit festzustellen, 
  7. die Angelegenheit nichtöffentlich oder öff-

entlich zu behandeln, 
  8. die Angelegenheit einem Ausschuss, einem 
  Ortsrat oder der Verwaltung zu überweisen, 

  9. den Beratungsgegenstand zu teilen, 
 10. die Beratung zu beenden, 
 11. von dem Bürgermeister oder der allgemei-

nen Vertreterin/dem allgemeinen Vertreter 
Auskünfte zum Gegenstand der Beratung zu 
verlangen, 

 12. geheim zu wählen, 
 13. eine Angelegenheit auf die Tagesordnung 

einer zukünftigen Ratssitzung zu setzen, 
 14. Anträge im Sinne von § 62 NKomVG (Ein-

wohnerfragestunde, Anhörung), 
       15.  die Rednerliste zu schließen und die Debatte 

hanges mit den §§ 6 und 7 vor 
dem bisherigen § 8 stehen. 
(so geschehen in der als Anla-
ge 2 der Vorlage beigefügten 
Geschäftsordnung) 
 
 
redaktionelle Ergänzung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ergänzung in Anlehnung an 



 
 
 
 
(3)  Die Behandlung der Anträge zur Geschäftsord-

nung regelt § 12 Abs. 2 der Geschäftsordnung. 
 

§ 10 
Sitzungsleitung, Beratung, Redeordnung 

 
(1) Die/der Ratsvorsitzende eröffnet, leitet und 

schließt die Beratung über jeden Beratungsge-
genstand.  

 
(2)  Die Reihenfolge der Verhandlungen richtet sich 

nach der Tagesordnung. Die/der Ratsvorsitzende 
erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmel-
dungen, bei gleichzeitigen Wortmeldungen nach 
ihrem/seinem Ermessen. Bei Wortmeldungen zur 
Geschäftsordnung, zu persönlichen Erwiderun-
gen (Richtigstellen eigener Ausführungen, Ab-
wehr persönlicher Angriffe während der gegen-
wärtigen Beratung) und bei Wortmeldungen der 
Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters ist das 
Wort außerhalb der Reihenfolge zu erteilen. Zur 
Leitung und Ordnung der Sitzung kann die/der 
Ratsvorsitzende jederzeit das Wort nehmen. 

 
(3)  Die Redezeit soll möglichst 5 Minuten nicht über-

schreiten. 
 
(4)  Sobald die/der Ratsvorsitzende zur Sache des 

Beratungsgegenstandes oder zu einem eigenen 
Antrag zur Geschäftsordnung spricht, geht der 
Vorsitz ohne weiteres auf die Vertreterin/den Ver-
treter der/des Ratsvorsitzenden über. 

 
 
(5)  Verletzt eine Sitzungsteilnehmerin/ein Sitzungs-

teilnehmer die Ordnung, so soll die/der Ratsvor-

zu beenden; dieser Antrag kann nur von 
Ratsmitgliedern gestellt werden, die nicht zur 
Sache gesprochen haben. 

 
(3)  Die Behandlung der Anträge zur Geschäftsord-

nung regelt § 12 Abs. 2 der Geschäftsordnung. 
 

§ 10 
Sitzungsleitung, Beratung, Redeordnung 

 
(1) Die/der Ratsvorsitzende eröffnet, leitet und 

schließt die Beratung über jeden Beratungsge-
genstand.  

 
(2)  Die Reihenfolge der Verhandlungen richtet sich 

nach der Tagesordnung. Die/der Ratsvorsitzende 
erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmel-
dungen, bei gleichzeitigen Wortmeldungen nach 
ihrem/seinem Ermessen. Bei Wortmeldungen zur 
Geschäftsordnung, zu persönlichen Erwiderun-
gen (Richtigstellen eigener Ausführungen, Ab-
wehr persönlicher Angriffe während der gegen-
wärtigen Beratung) und bei Wortmeldungen der 
Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters ist das 
Wort außerhalb der Reihenfolge zu erteilen. Zur 
Leitung und Ordnung der Sitzung kann die/der 
Ratsvorsitzende jederzeit das Wort nehmen. 

 
(3)   Die Redezeit soll möglichst 5 Minuten nicht über-

schreiten. 
 
(4)  Sobald die/der Ratsvorsitzende zur Sache des 

Beratungsgegenstandes oder zu einem eigenen 
Antrag zur Geschäftsordnung spricht, geht der 
Vorsitz ohne weiteres auf die Vertreterin/den Ver-
treter der/des Ratsvorsitzenden für die Dauer der 
Beratung und Beschlussfassung über. 

 
(5)  Verletzt eine Sitzungsteilnehmerin/ein Sitzungs-

teilnehmer die Ordnung, so soll die/der Ratsvor-

die Mustergeschäftsordnung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
redaktionelle Ergänzung in 
Anlehnung an die Musterge-
schäftsordnung 
 
 



sitzende sie/ihn mit Nennung des Namens "Zur 
Ordnung" rufen. Ehrenrührige und verletzende 
Äußerungen sind unverzüglich zu rügen. Einer 
Rednerin/einem Redner, die/der die vorstehen-
den Vorschriften trotz Mahnung nicht beachtet, ist 
das Wort für die Dauer der gegenwärtigen Bera-
tung zu entziehen. 

 
 
(6)  Jedes Ratsmitglied, welches nicht zur Sache ge-

sprochen hat, kann einen Antrag auf Schluss der 
Beratung oder auf Schließung der Rednerliste 
stellen. In einem solchen Falle wird zunächst die 
Rednerliste verlesen, dann kann der Antragstelle-
rin/dem Antragsteller das Wort zu einer kurzen 
Begründung gegeben werden, die nicht länger als 
3 Minuten dauern darf. Gegen den Antrag darf 
nur eine Rednerin/ein Redner gleichfalls längs-
tens 3 Minuten sprechen. Wird dem Antrag ent-
sprochen, so muss das Wort noch der Bürger-
meisterin oder dem Bürgermeister zur tatsächli-
chen und rechtlichen Klarstellung des Sachver-
haltes und Ratsmitgliedern zu persönlichen Erwi-
derungen gemäß Abs. 2 Satz 3 erteilt werden. 

 
§ 11 

Beschlussfähigkeit 
 
       Bei der Feststellung der Beschlussfähigkeit sind 

Ratsmitglieder, die fehlen, namentlich zu nennen. 
 

§ 12 
Abstimmung, Wahl 

 
(1) Die/der Ratsvorsitzende eröffnet und schließt 

nach Schluss der Beratung die Abstimmungen 
oder die Wahlen. Von den Drucksachen abwei-
chende Anträge und Initiativanträge sind vor der 
Abstimmung zu verlesen.  

 

sitzende sie/ihn mit Nennung des Namens "Zur 
Ordnung" rufen. Ehrenrührige und verletzende 
Äußerungen sind unverzüglich zu rügen. Einer 
Rednerin/einem Redner, die/der die vorstehen-
den Vorschriften trotz Mahnung nicht beachtet, 
wird das Wort für die Dauer der gegenwärtigen 
Beratung entzogen bzw. wird diese/r aus dem 
Sitzungsraum verwiesen. 

 
(6)  Jedes Ratsmitglied, welches nicht zur Sache ge-

sprochen hat, kann einen Antrag auf Schluss der 
Beratung oder auf Schließung der Rednerliste 
stellen. In einem solchen Falle wird zunächst die 
Rednerliste verlesen, dann kann der Antragstelle-
rin/dem Antragsteller das Wort zu einer kurzen 
Begründung gegeben werden, die nicht länger als 
3 Minuten dauern darf. Gegen den Antrag darf 
nur eine Rednerin/ein Redner gleichfalls längs-
tens 3 Minuten sprechen. Wird dem Antrag ent-
sprochen, so muss das Wort noch der Bürger-
meisterin oder dem Bürgermeister zur tatsächli-
chen und rechtlichen Klarstellung des Sachver-
haltes und Ratsmitgliedern zu persönlichen Erwi-
derungen gemäß Abs. 2 Satz 3 erteilt werden. 

 
§ 11 

Beschlussfähigkeit 
 
       Bei der Feststellung der Beschlussfähigkeit sind 

Ratsmitglieder, die fehlen, namentlich zu nennen. 
 

§ 12 
Abstimmung, Wahl 

 
(1) Die/der Ratsvorsitzende eröffnet und schließt 

nach Schluss der Beratung die Abstimmungen 
oder die Wahlen. Von den Empfehlungen des 
Verwaltungsausschusses abweichende Anträge 
und Initiativanträge sind vor der Abstimmung zu 
verlesen.  

 
 
 
 
 
 
ergänzende Regelung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
redaktionelle Änderung / Er-
gänzung 
 
 



 
(2) Über Anträge zur Geschäftsordnung wird sofort 

abgestimmt, sobald sie beraten sind. Liegen meh-
rere voneinander abweichende Anträge zur Ge-
schäftsordnung vor, so bestimmt die Reihenfolge 
der Aufzählung nach § 9 Abs. 2 die Folge der Ab-
stimmungen. 

 
(3) Über Beratungsgegenstände wird wie folgt abge-

stimmt: 
 
 1. Über Änderungs- und Zusatzanträge in der 

Reihenfolge ihres Einganges.  
 
 2. Über den ursprünglichen Beschlussvorschlag. 

Sind Änderungsanträge angenommen und ist 
der ursprüngliche Beschlussvorschlag nicht 
ganz ersetzt und damit ganz erledigt, so fragt 
die/der Ratsvorsitzende zur Abstimmung, ob 
dem Beschlussvorschlag, wie er sich nach der 
Änderung bzw. Ergänzung ergibt, zugestimmt 
wird. 

 
3. Soweit der Beschlussvorschlag die Bewilli-

gung von Geldmitteln betrifft, wird über den 
den höheren Wert betreffenden Vorschlag vor 
den Vorschlägen, die geringere Werte enthal-
ten, abgestimmt. 

 
(4) Die Stimme wird durch Erheben einer Hand ab-

gegeben. Es sind zum Abstimmungsergebnis die 
Stimmen dafür, Stimmen dagegen und Stimm-
enthaltungen jeweils gesondert festzustellen. Ist 
das Ergebnis nach Ansicht der/des Ratsvorsit-
zenden zweifelhaft oder wird es angezweifelt, so 
werden die Stimmen erneut gezählt. 

 
 
(5) Es wird namentlich abgestimmt, wenn der Rat 

dies im Einzelfall auf Antrag von mindestens vier 

 
(2) Über Anträge zur Geschäftsordnung wird sofort 

abgestimmt, sobald sie beraten sind. Liegen 
mehrere voneinander abweichende Anträge zur 
Geschäftsordnung vor, so bestimmt die Reihen-
folge der Aufzählung nach § 9 Abs. 2 die Folge 
der Abstimmungen. 

 
(3) Über Beratungsgegenstände wird wie folgt abge-

stimmt: 
 
 1. Über Änderungs- und Zusatzanträge in der 

Reihenfolge ihres Einganges.  
 
 2. Über den ursprünglichen Beschlussvorschlag. 

Sind Änderungsanträge angenommen und ist 
der ursprüngliche Beschlussvorschlag nicht 
ganz ersetzt und damit ganz erledigt, so fragt 
die/der Ratsvorsitzende zur Abstimmung, ob 
dem Beschlussvorschlag, wie er sich nach der 
Änderung bzw. Ergänzung ergibt, zugestimmt 
wird. 

 
3.  Soweit der Beschlussvorschlag die Bewilligung  
      von Geldmitteln betrifft, wird über den den hö- 
      heren Wert betreffenden Vorschlag vor den 
      Vorschlägen, die geringere Werte enthalten,  
      abgestimmt. 
 

(4) Die Stimme wird grundsätzlich durch Erheben 
einer Hand abgegeben. Es sind zum Abstim-
mungsergebnis die Stimmen dafür, Stimmen da-
gegen und Stimmenthaltungen jeweils gesondert 
festzustellen. Ist das Ergebnis nach Ansicht 
der/des Ratsvorsitzenden zweifelhaft oder wird es 
angezweifelt, so werden die Stimmen erneut ge-
zählt. 

 
(5) Es wird namentlich abgestimmt, wenn der Rat 

dies im Einzelfall auf Antrag von mindestens vier 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
redaktionelle Ergänzung, da 
auch geheime Wahl möglich 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Ratsmitgliedern beschließt. Es wird geheim mit 
Stimmzetteln abgestimmt, wenn mindestens neun 
Ratsmitglieder dies verlangen. Treffen beide Ver-
langen zusammen, so ist der Geheimabstimmung  

       der Vorzug zu geben. Das Ergebnis einer gehei-
men Abstimmung wird durch zwei von der/dem 
Ratsvorsitzenden zu bestimmende Ratsmitglieder 
festgestellt und der/dem Ratsvorsitzenden mitge-
teilt, die/der es dann bekannt gibt. 

 
(6) Findet ein zweiter Wahlgang statt, so können für 

diesen Wahlgang auch andere als die für den ers-
ten Wahlgang vorgeschlagenen Personen be-
nannt werden. 

 
§ 13 

Anfragen  
 
(1) Jede Ratsfrau und jeder Ratsherr kann Anfragen, 

die stadt-/gemeindebezogene Angelegenheiten 
betreffen, stellen. Wenn diese in der Ratssitzung 
beantwortet werden sollen, müssen sie 6 Werkta-
ge vor der Ratssitzung bei der Bürgermeisterin 
oder dem Bürgermeister schriftlich eingereicht 
sein. Die Anfragen werden von der Bürgermeiste-
rin oder dem Bürgermeister mündlich oder schrift-
lich beantwortet. Eine Aussprache über die Be-
antwortung der Anfragen findet nicht statt. Eine 
Zusatzfrage der Fragestellerin oder des Frage-
stellers ist zulässig. 

 
§ 14 

Beteiligung der Öffentlichkeit 
 
(1) Im Umfange der vorhandenen Plätze können Zu-

hörerinnen und Zuhörer an öffentlichen Sitzungen 
des Rates teilnehmen. Sie sind nicht berechtigt, 
von sich aus das Wort zu ergreifen oder sich 
sonst an den Beratungen zu beteiligen. 

 

Ratsmitgliedern beschließt. Es wird geheim mit 
Stimmzetteln abgestimmt, wenn mindestens neun 
Ratsmitglieder dies verlangen. Treffen beide Ver-
langen zusammen, so ist der Geheimabstimmung 
der Vorzug zu geben. Das Ergebnis einer gehei-
men Abstimmung wird durch zwei von der/dem 
Ratsvorsitzenden zu bestimmende Ratsmitglieder 
festgestellt und der/dem Ratsvorsitzenden mitge-
teilt, die/der es dann bekannt gibt. 

 
(6) Findet ein zweiter Wahlgang statt, so können für 

diesen Wahlgang auch andere als die für den 
ersten Wahlgang vorgeschlagenen Personen be-
nannt werden. 

 
§ 13 

Anfragen  
 
(1) Jede Ratsfrau und jeder Ratsherr kann Anfragen, 

die stadt-/gemeindebezogene Angelegenheiten 
betreffen, stellen. Wenn diese in der Ratssitzung 
beantwortet werden sollen, müssen sie 6 Werkta-
ge vor der Ratssitzung bei der Bürgermeisterin 
oder dem Bürgermeister schriftlich eingereicht 
sein. Die Anfragen werden von der Bürgermeiste-
rin oder dem Bürgermeister mündlich oder schrift-
lich beantwortet. Eine Aussprache über die Be-
antwortung der Anfragen findet nicht statt. Eine 
Zusatzfrage der Fragestellerin oder des Frage-
stellers ist zulässig. 

 
§ 14 

Beteiligung der Öffentlichkeit 
 
(1) Im Umfange der vorhandenen Plätze können Zu- 
       hörerinnen und Zuhörer an öffentlichen Sitzungen 

des Rates teilnehmen. Sie sind nicht berechtigt, 
von sich aus das Wort zu ergreifen oder sich 
sonst an den Beratungen zu beteiligen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



(2) Der Rat kann beschließen, anwesende Sachver-
ständige und/oder anwesende Einwohnerinnen 
und Einwohner einschließlich der nach § 41 
NKomVG von der Mitwirkung ausgeschlossenen 
Personen zum Gegenstand der Beratung anzuhö-
ren. 

 
(3) Bei Störung der Beratungen kann die/der Rats-

vorsitzende von ihrem/seinem Ordnungs- und 
Hausrecht Gebrauch machen und Zuhörerinnen 
und Zuhörer aus dem Sitzungssaal verweisen. 

 
                   § 15 

Einwohnerfragestunde 
 

(1) Während einer öffentlichen Ratssitzung findet 
eine Einwohnerfragestunde statt. Die Fragestun-
de wird von der/dem Ratsvorsitzenden geleitet. 
Sie soll 30 Minuten nicht überschreiten.  

 
(2) Jede Einwohnerin und jeder Einwohner der Stadt 

Neustadt a. Rbge. kann Fragen zu Beratungsge-
genständen der Ratssitzung und zu anderen An-
gelegenheiten der Stadt stellen. Die Fragestelle-
rin oder der Fragesteller kann eine Zusatzfrage 
anschließen; diese muss sich auf den Gegen-
stand der Ursprungsfrage beziehen. 

 
 
 
 
 
 

§ 16 
Protokoll 

 
(1) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister ist 

für das Protokoll verantwortlich. Sie/er bestimmt 
die Protokollführerin oder den Protokollführer. 

 

(2) Der Rat kann beschließen, anwesende Sachver-
ständige und/oder anwesende Einwohnerinnen 
und Einwohner einschließlich der nach § 41 
NKomVG von der Mitwirkung ausgeschlossenen 
Personen zum Gegenstand der Beratung anzu-
hören. 

 
(3) Bei Störung der Beratungen kann die/der Rats-

vorsitzende von ihrem/seinem Ordnungs- und 
Hausrecht Gebrauch machen und Zuhörerinnen 
und Zuhörer aus dem Sitzungssaal verweisen. 

 
                   § 15 

Einwohnerfragestunde 
 

(1) Während einer öffentlichen Ratssitzung findet 
eine Einwohnerfragestunde statt. Die Fragestun-
de wird von der/dem Ratsvorsitzenden geleitet. 
Sie soll 30 Minuten nicht überschreiten.  

 
(2) Jede Einwohnerin und jeder Einwohner der Stadt 

Neustadt a. Rbge. kann Fragen zu Beratungsge-
genständen der Ratssitzung und zu anderen An-
gelegenheiten der Stadt stellen. Die Fragestelle-
rin oder der Fragesteller kann eine Zusatzfrage 
anschließen; diese muss sich auf den Gegen-
stand der Ursprungsfrage beziehen. Handelt es 
sich um komplexe Fragen, so sollten diese vorab 
(6 Werktage vor der Sitzung des Rates) schriftlich 
bei der Verwaltung eingereicht werden; anderen-
falls kann eine Beantwortung in der Sitzung nicht 
garantiert werden.  

 
§ 16 

Protokoll 
 
(1) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister ist 

für das Protokoll verantwortlich. Sie/er bestimmt 
die Protokollführerin oder den Protokollführer. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ergänzung gemäß Beschluss-
vorlage Nr. 2016/077/1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



(2) Das Protokoll wird in Papierform erstellt und 
durch die eigenhändige Unterschrift der Protokoll-
führerin oder des Protokollführers, der/des Rats-
vorsitzenden und der Bürgermeisterin oder des 
Bürgermeisters autorisiert.  

 
(3) Im Protokoll werden die wesentlichen Inhalte der 

Verhandlungen festgehalten. Ein Wortprotokoll ist 
ausgeschlossen. Aus dem Protokoll muss er-
sichtlich sein, wann und wo die Sitzung stattge-
funden hat, wer an ihr teilgenommen hat, welche 
Gegenstände verhandelt, welche Beschlüsse ge-
fasst und welche Wahlen angenommen wurden. 
Die Abstimmungsergebnisse sind festzuhalten. 
Jedes Ratsmitglied kann verlangen, dass aus 
dem Protokoll hervorgeht, wie es abgestimmt hat; 
dies gilt nicht bei geheimer Stimmabgabe. 

 
(4) Eine Ausfertigung des Protokolls ist allen Rats-

mitgliedern zuzustellen. Einwendungen gegen 
das Protokoll sind grundsätzlich schriftlich geltend 
zu machen. Sie dürfen sich nur gegen die Rich-
tigkeit der Wiedergabe des Verhandlungsverlaufs 
und des Inhalts der Beschlüsse richten. Über 
Einwendungen, die sich nicht durch Erklärungen 
oder Nachweis der Protokollführerin oder des 
Protokollführers beheben lassen, entscheidet der 
Rat. 

 
(5) Die Ausführung von Beschlüssen setzt nicht die 

Genehmigung des Protokolls voraus. 
  
(6) Über die Genehmigung des Protokolls der letzten 

Sitzung des Rates vor Ablauf der Wahlperiode 
beschließt der Verwaltungsausschuss. 

 
 
 
 
 

(2) Das Protokoll wird in Papierform erstellt und 
durch die eigenhändige Unterschrift der Proto-
kollführerin oder des Protokollführers, der/des 
Ratsvorsitzenden und der Bürgermeisterin oder 
des Bürgermeisters autorisiert.  

 
(3) Im Protokoll werden die wesentlichen Inhalte der 

Verhandlungen festgehalten. Ein Wortprotokoll ist 
ausgeschlossen. Aus dem Protokoll muss er-
sichtlich sein, wann und wo die Sitzung stattge-
funden hat, wer an ihr teilgenommen hat, welche 
Gegenstände verhandelt, welche Beschlüsse ge-
fasst und welche Wahlen angenommen wurden. 
Die Abstimmungsergebnisse sind festzuhalten. 
Jedes Ratsmitglied kann verlangen, dass aus 
dem Protokoll hervorgeht, wie es abgestimmt hat; 
dies gilt nicht bei geheimer Stimmabgabe. 

 
(4) Eine Ausfertigung des Protokolls ist allen Rats-

mitgliedern zuzustellen. Einwendungen gegen 
das Protokoll sind grundsätzlich schriftlich geltend 
zu machen. Sie dürfen sich nur gegen die Rich-
tigkeit der Wiedergabe des Verhandlungsverlaufs 
und des Inhalts der Beschlüsse richten. Über 
Einwendungen, die sich nicht durch Erklärungen 
oder Nachweis der Protokollführerin oder des 
Protokollführers beheben lassen, entscheidet der 
Rat. 

 
(5) Die Ausführung von Beschlüssen setzt nicht die 

Genehmigung des Protokolls voraus. 
  
(6) Über die Genehmigung des Protokolls der letzten 

Sitzung des Rates vor Ablauf der Wahlperiode 
beschließt der Verwaltungsausschuss. 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



II.  Der Verwaltungsausschuss 
 

§ 17 
Das Verfahren 

 
Für das Verfahren des Verwaltungsausschusses gel-
ten die Vorschriften des Abschnittes I. sinngemäß, 
soweit nicht gesetzliche Bestimmungen entgegenste-
hen oder diese Geschäftsordnung anderes vorsieht. 
 

§ 18 
Sitzungen 

 
(1) Grundsätzlich findet alle zwei Wochen      - außer 

an Feiertagen - um  16:00 Uhr im Sitzungssaal 
des Verwaltungsgebäudes Nienburger Straße 31 
eine Sitzung des Verwaltungsausschusses statt. 
Verbindlich ist jedoch der von der Bürgermeisterin 
oder dem Bürgermeister in der Einladung ge-
nannte Zeitpunkt und Ort. Die regelmäßige La-
dungsfrist beträgt 5 Tage. 

 
(2) In dringenden Fällen kann die Bürgermeisterin 

oder der Bürgermeister zu weiteren Sitzungen 
des Verwaltungsausschusses schriftlich unter Mit-
teilung der Tagesordnung mit einer Einladungs-
frist von 24 Stunden einladen. Findet eine Sitzung 
des Verwaltungsausschusses anlässlich der Un-
terbrechung einer Ratssitzung statt, so steht die 
Nichteinhaltung der Ladungsfrist und Ladungs-
form der in dieser Sitzung des Verwaltungsaus-
schusses gefassten Beschlüsse nicht entgegen, 
wenn alle Mitglieder bzw. Vertreter anwesend 
sind und keiner die Verletzung der Vorschriften 
über die Einberufung rügt. 

 
(3) Für jede Beigeordnete/jeden Beigeordneten ist 

eine Vertreterin/ein Vertreter zu benennen. Ist ei-
ne Fraktion bzw. Gruppe nur durch ein Mitglied im 
Verwaltungsausschuss vertreten, so kann von ihr 
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Verbindlich ist jedoch der von der Bürgermeisterin 
oder dem Bürgermeister in der Einladung ge-
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dungsfrist beträgt 5 Tage. 

 
(2) In dringenden Fällen kann die Bürgermeisterin 

oder der Bürgermeister zu weiteren Sitzungen 
des Verwaltungsausschusses schriftlich unter Mit-
teilung der Tagesordnung mit einer Einladungs-
frist von 24 Stunden einladen. Findet eine Sitzung 
des Verwaltungsausschusses anlässlich der Un-
terbrechung einer Ratssitzung statt, so steht die 
Nichteinhaltung der Ladungsfrist und Ladungs-
form der in dieser Sitzung des Verwaltungsaus-
schusses gefassten Beschlüsse nicht entgegen, 
wenn alle Mitglieder bzw. Vertreter anwesend 
sind und keiner die Verletzung der Vorschriften 
über die Einberufung rügt. 

 
(3) Für jede Beigeordnete/jeden Beigeordneten ist 

eine Vertreterin/ein Vertreter zu benennen. Stell-
vertreterinnen und Stellvertreter, die von dersel-
ben Fraktion oder Gruppe benannt worden sind, 

 
 
 
redaktionelle Änderung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
erläuternde Ergänzung gemäß 
§ 75 Abs. 1 Nr. 2 Satz 4 



eine zweite Vertreterin/ein zweiter Vertreter be-
stimmt werden. Ist ein Mitglied des Verwaltungs-
ausschusses verhindert, so benachrichtigt es sei-
ne Vertreterin/seinen Vertreter. Diese/r gilt damit 
als eingeladen. 

 
 
 
 
(4) Initiativen nach § 5 Abs. 1 sind bis zum Ablauf 

des 5. Tages vor dem Sitzungstage zulässig. Ge-
heime Abstimmungen gemäß § 12 Abs. 5 müs-
sen von mindestens 4 Mitgliedern beantragt wer-
den.  

 
(5) Über die Genehmigung der Niederschrift der letz-

ten Sitzung der jeweiligen Wahlperiode vor der 
ersten Sitzung eines neu gebildeten Verwal-
tungsausschusses beschließt der bisherige Ver-
waltungsausschuss im Umlaufverfahren. 

 

 
III.  Die Ratsausschüsse 

 
§ 19 

Das Verfahren 
 

(1) Für das Verfahren in den Fachausschüssen gel-
ten die Vorschriften des Abschnittes I sinngemäß, 
soweit nicht gesetzliche Bestimmungen entge-
genstehen oder diese Geschäftsordnung anderes 
vorsieht. 

 
(2) Bis auf den Umlegungsausschuss tagen alle in 

der Folge genannten Ausschüsse öffentlich, so-
weit nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte 
Interessen Einzelner den Ausschluss der Öffent-
lichkeit erfordern. 

 
 

vertreten sich untereinander. Ist eine Fraktion 
bzw. Gruppe nur durch ein Mitglied im Verwal-
tungsausschuss vertreten, so kann von ihr eine 
zweite Vertreterin/ein zweiter Vertreter bestimmt 
werden. Ist ein Mitglied des Verwaltungsaus-
schusses verhindert, so benachrichtigt es seine 
Vertreterin/seinen Vertreter. Diese/r gilt damit als 
eingeladen. 
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Sitzung eines neu gebildeten Verwaltungsaus-
schusses beschließt der bisherige Verwaltungs-
ausschuss im Umlaufverfahren. 
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NKomVG 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
redaktionelle Änderung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
redaktionelle Änderung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



§ 20 
Zuständigkeit 

 
(1) Gemäß § 71 NKomVG werden folgende Aus-

schüsse gebildet, die Entscheidungen des Rates 
in den folgenden Sachgebieten vorzubereiten ha-
ben: 

  
a) Ratsausschüsse 
 
  1. Finanzenausschuss 
              
              Produkte, für die die Zuständigkeit des Fi- 
              nanzausschusses besteht: 
 

  1110010  Kommunale Organe und Gremien, 
                               Presse und Öffentlichkeitsarbeit 
               1110011  Pflege partnerschaftlicher Bezieh- 
                               ungen 
               1110100  Allgemeine Zentrale Dienste 
               1110110  Verwaltung des Personals  
               1110120  Betrieb und Unterhaltung EDV/TUI 
               1110130  Familien- und Gleichstellungspoli-  
                               tik / Selbsthilfeangelegenheiten 
               1110140  Rechnungsprüfung 
               1110200  Finanzmanagement 
               1110210  Kasse, Rechnungswesen und  
                               Vollstreckung 
               1110220  Steuern und Abgaben 
               1110300  Recht und Versicherungen 
               1210320  Statistik und Wahlen 
               1220325  KFZ-Zulassung 
               1220330  Meldeangelegenheiten 
               1220340  Personenstandswesen 
               3129110  Verwaltung der Grundsicherung 
                               für Arbeitssuchende 
               5710010  Wirtschaftsförderung 
               5730000  Statistikprodukt 
               5750010  Tourismus 
               6110200  Steuern, allgemeine Zuweisungen 
                               und Umlagen 

§ 20 
Zuständigkeit 
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               6120200  Sonstige allgemeine Finanzwirt- 
                               schaft  
               6120210  Beteiligungsmanagement 
               6130000  Abwicklung der Vorjahre 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Produkte wurden überar-
beitet, teilweise gestrichen 
bzw. zuständigkeitshalber an-
deren Fachausschüssen zu-
gewiesen oder aber von ande-
ren Ausschüssen übernom-
men 
 
 
 
 
 
 
 
 
neu aufgenommen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



               6120200  Sonstige allgemeine Finanzwirt- 
                               schaft  
               6130000  Abwicklung der Vorjahre 
 
  2. Umwelt- und Stadtentwicklungsaus- 
               schuss 
 
              Produkte, für die die Zuständigkeit des Um-

welt- und Stadtentwicklungsausschusses 
              besteht:  
 
              1110230  Liegenschaftsverwaltung 
              1110650  Gebäudemanagement 
              3660660  Unterhaltung der Spiel- und Bolz- 
                              plätze 
              5110610  Räumliche Planungs- und Entwick- 
                              lungsmaßnahmen 
              5210630  Bau- und Grundstücksordnung 
              5230630  Denkmalpflege und –schutz 
              5410660  Neubau und Erneuerung von 
                              Verkehrsflächen 
              5450660  Straßenreinigung und Straßen- 
                              beleuchtung 
              5460660  Parkeinrichtungen und ÖPNV- 
                              Anlagen 
              5460660  Öffentliches Grün / Landschaftsbau 
              5530660  Friedhofs- und Bestattungswesen 
              5550230  Forstwirtschaft 
              5550660  Wirtschaftswege 
              5730700  Regiebetrieb Bauhof            
  
 
 
  
 3. Kultur- und Sportausschuss 
 
              Produkte, für die die Zuständigkeit des  
              Kultur- und Sportausschusses besteht: 
 

   
              4210400  Förderung des Sports 
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 3. Kultur- und Sportausschuss 
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  1110011  Pflege partnerschaftl. Beziehungen 
              4210400  Förderung des Sports 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
bisher im Finanzausschuss 
bisher im Finanzausschuss 
 
 
 
 
 
 
 
bisher im Finanzausschuss 



              2630400  Unterstützung Musikschule 
              2710400  Beteiligung Volkshochschule 
              2720420  Stadtbibliothek 
              2810400  Heimat- und sonstige Kulturpflege 
 
       4.    Ausschuss für Feuerschutz und allgemei-

ne Ordnungsangelegenheiten 
 
               Produkte für die die Zuständigkeit des Aus- 
               schusses für Feuerschutz und allgemeine 
               Ordnungsangelegenheiten besteht:  
 
               1220320  Ordnungsangelegenheiten 
               1220660  Verwaltung der Straßennutzung 
               1260320  Brand- und Zivilschutz 
               5730320  Durchführung von Märkten 
 
 
 
 
 
 
 

b) Ausschüsse nach besonderen Rechts-
vorschriften 

 
1. Umlegungsausschuss nach § 3 der Nds. 

Verordnung zur Durchführung des Bauge-
setzbuches. 

 

  Verfahren der Bodenordnung zur Erschlie-
ßung oder Neugestaltung von Baugrundstü-
cken nach dem Baugesetzbuch.  

 
2. Betriebsausschuss  

 
      für den Abwasserbehandlungsbetrieb Neu-

stadt a. Rbge. (ABN) gemäß § 140 NkomVG 
i. V. m. § 4 der Eigenbetriebsverordnung. 

 
 Die Zuständigkeiten des Betriebsausschus-

              2630400  Unterstützung Musikschule 
               
              2720420  Stadtbibliothek 
              2810400  Heimat- und sonstige Kulturpflege 
               
       4.    Ausschuss für Feuerschutz und allgemei-
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 b) Ausschüsse nach besonderen Rechts-
vorschriften 

 
1. Umlegungsausschuss nach § 3 der Nds. 

Verordnung zur Durchführung des Bauge-
setzbuches. 

 

  Verfahren der Bodenordnung zur Erschlie-
ßung oder Neugestaltung von Baugrundstü-
cken nach dem Baugesetzbuch.  
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in den Schulausschuss ver-
schoben 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
bisher im Finanzausschuss 
bisher im Finanzausschuss 
bisher im Finanzausschuss 
bisher im Finanzausschuss 
bisher im Finanzausschuss 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



ses sind in § 4 Abs. 4 der Betriebssatzung für 
den Abwasserbehandlungsbetrieb Neustadt 
a. Rbge. (ABN) festgelegt. 

   
  3. Schulausschuss (§§ 110 Nds. Schulge-

setz, 71 und 73 NKomVG) 
 

  Produkte, für die die Zuständigkeit des 
Schulausschusses besteht: 

 
              2110400  Grundschulen 
              2111400  GS Hans-Böckler-Schule 
              2160400  Haupt- und Realschule „Leine- 
                              schule“ 
              2170400  Gymnasium Gausstraße 
              2180400  Kooperative Gesamtschule Lein- 
                              straße 
               2210400  Förderschule Am Ahnsförth 
               2410400  Schülerbeförderung 
               2430400 Sonstige schulische Aufgaben 
 
 
 c) Ausschüsse nach besonderen Rechtsvor-

schriften mit gleichzeitig allgemeinen 
Aufgaben 

 
  Jugend- und Sozialausschuss (§§ 13 AG 

KJHG, 71 und 73 NKomVG) 
 

  Produkte, für die die Zuständigkeit des Ju-
gend- und Sozialausschusses besteht: 

 
              3111000  Hilfen zum Lebensunterhalt,  
                              3. Kap. SGB XII 
              3112000  Auszahlungen für die häusliche 
                              Pflege nach § 63 SGB XII 
              3113000  Eingliederungshilfe für behinderte 
                              Menschen 
              3114000  Hilfen zur Gesundheit 
              3115000  Hilfen zur Überwindung besonders 
                              sozialer Schwierigkeiten und Hilfe 

ses sind in § 4 Abs. 4 der Betriebssatzung für 
den Abwasserbehandlungsbetrieb Neustadt 
a. Rbge. (ABN) festgelegt. 
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gend- und Sozialausschusses besteht: 

 
 
 
 
 
 
 
              1110130  Familien- und Gleichstellungspolitik 
                              Selbsthilfeangelegenheiten 
              3129110  Verwaltung der Grundsicherung  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
bisher im Kultur- und Sport-
ausschuss 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Produkte 3111000 – 
3115000 und 3130000 wurden 
gestrichen; Transferleistung 
Region Hannover 
 
 
bisher im Finanzausschuss 
 
bisher im Finanzausschuss 



                              in anderen Lebenslagen 
              3116000  Grundsicherung im Alter und bei 
                              Erwerbsminderung, 4. Kap. SGB 
                              XII 
              3119501  Verwaltung der Sozialhilfe 
              3130000  Leistungen nach dem Asylbewer- 
                              berleistungsgesetz 
              3154503  Obdachlosenangelegenheiten, Ein- 
                              richtungen für Wohnungslose, Aus- 
                              siedler und Ausländer 
              3460503  Wohngeld, Wohnungsangelegen- 
                              heiten 
              3517502  Sonstige soziale Hilfen und Leis- 
                              tungen örtlicher Träger 
              3611512  Förderung von Kindern in Tages- 
                              einrichtungen 
              3612512  Förderung von Kindern in Tages- 
                              pflege 
               3620511  Jugendarbeit, Stadtjugendpflege 
               3650512  Tageseinrichtungen für Kinder in 
                               städtischer Trägerschaft 
               3660511  Einrichtungen der Jugendarbeit, 
                               Jugendhaus Großer Weg 
               3660512  Einrichtungen der Jugendarbeit, 
                               Jugendhaus Dyckerhoffstraße 
   
(2) Bei Meinungsverschiedenheiten über die Zustän-

digkeiten der Ausschüsse entscheidet der Ver-
waltungsausschuss. 

 
§ 21 

Vorsitz und Mitgliedschaft 
 

(1)  Die Fraktionen und Gruppen bestimmen die Vor-
sitzenden und die stellvertretenden Vorsitzenden 
der Ausschüsse aus der Mitte der den Ausschüs-
sen angehörenden gewählten Ratsfrauen und 
Ratsherren gemäß § 71 Abs. 8 NKomVG. 

 
(2)  Die Größe und Zusammensetzung der einzelnen 
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s. oben Ausführungen zu Pro-
dukt 3130000 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Ausschüsse ist im Einzelnen wie folgt geregelt: 
 
a) Finanzausschuss 

 11 Ratsfrauen/Ratsherren, 4 beratende Mit-
glieder sowie jeweils 1 Vertretung des Ju-
gendrates und des Seniorenbeirates 

 
 
b) Umwelt- und    Stadtentwicklungsaus- 
       schuss 

 11 Ratsfrauen/Ratsherren, 4 beratende Mit-
glieder sowie jeweils 1 Vertretung des Ju-
gendrates und des Seniorenbeirates 

 
 
 

c) Kultur- und Sportausschuss 
 11 Ratsfrauen/Ratsherren, 4 beratende Mit-

glieder sowie jeweils 1 Vertretung des Ju-
gendrates und des Seniorenbeirates  

 
 
 d) Schulausschuss 
 9 Ratsfrauen/Ratsherren, je 2 Vertretungen 

der Lehrerschaft, der Erziehungsberechtigten 
und der Schüler und Schülerinnen gem. § 73 
NkomVG in Verbindung mit § 110 des Nds. 
Schulgesetzes  

 
 e) Jugend- und Sozialausschuss 
 11 Ratsfrauen/Ratsherren sowie 9 beratende 

Mitglieder.  
 
 Zwei der beratenden Mitglieder werden von 

den im Bereich der Stadt Neustadt a. Rbge. 
wirkenden anerkannten Trägern der freien 
Jugendhilfe vorgeschlagen. Sie beraten den 
Ausschuss in jugendpflegerischen Angele-
genheiten. Jeweils ein beratendes Mitglied 
wird vom Jugendrat, vom Seniorenbeirat und 

Ausschüsse ist im Einzelnen wie folgt geregelt: 
 
a) Finanzausschuss 

 11 Ratsfrauen/Ratsherren, 4 beratende Mit-
glieder sowie jeweils 1 Vertretung des Ju-
gendrates, des Seniorenbeirates und des  

              Integrationsbeirates 
 
b) Umwelt- und Stadtentwicklungsaus- 
       schuss 

 11 Ratsfrauen/Ratsherren, 4 beratende Mit-
glieder sowie jeweils 1 Vertretung des Ju-
gendrates,des Seniorenbeirates, des Integra-
tionsbeirates und 2 Naturschutzbeauftragte 
der Region Hannover 

 
c) Kultur- und Sportausschuss 

 11 Ratsfrauen/Ratsherren, 4 beratende Mit-
glieder sowie jeweils 1 Vertretung des Ju-
gendrates, des Seniorenbeirates und des In-
tegrationsbeirates  

 
 d) Schulausschuss 
 9 Ratsfrauen/Ratsherren, je 2 Vertretungen 

der Lehrerschaft, der Erziehungsberechtigten 
und der Schüler und Schülerinnen gem. § 73 
NkomVG in Verbindung mit § 110 des Nds. 
Schulgesetzes  

 
 e) Jugend- und Sozialausschuss 
 11 Ratsfrauen/Ratsherren sowie 10 beraten-

de Mitglieder.  
 
 Zwei der beratenden Mitglieder werden von 

den im Bereich der Stadt Neustadt a. Rbge. 
wirkenden anerkannten Trägern der freien 
Jugendhilfe vorgeschlagen. Sie beraten den 
Ausschuss in jugendpflegerischen Angele-
genheiten. Jeweils ein beratendes Mitglied 
wird vom Jugendrat, vom Seniorenbeirat, 

 
 
 
 
 
gem. Satzung des Beirates 
 
 
 
 
 
 
gem. Satzung des Beirates, 
Ergänzung des Ausschusses 
 
 
 
 
 
gem. Satzung des Beirates 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1 weiteres Mitglied vom Integ-
rationsbeirat 
 
 
 
 
 
 
 
gem. Satzung des Beirates 



vom Stadtelternrat „Kindertagesstätten“ be-
stimmt. Die weiteren beratenden Mitglieder 
werden nach  § 71 NKomVG von den Frakti-
onen und Gruppen benannt. Sie beraten als 
Mitglieder nach § 13 AG KJHG den Aus-
schuss sowohl in jugendpflegerischen als 
auch in sozialen Angelegenheiten. 

 
 
 f) Betriebsausschuss 
  9 Ratsfrauen/Ratsherren. Ihm gehören zu-

sätzlich 2 Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter 
des Abwasserbehandlungsbetriebes als Ver-
tretung der übrigen Mitarbeiterschaft des Be-
triebes an. Sie werden vom Personalrat des 
Eigenbetriebes benannt. Sie haben kein 
Stimmrecht. 

 
 g) Umlegungsausschuss 
  gesetzlich geregelt 
 
       h)   Ausschuss für Feuerschutz und  
             allgemeine Ordnungsangelegenheiten 
             11 Ratsfrauen/Ratsherren. Ihm gehören 
             zusätzlich der Stadtbrandmeister der Stadt 
             Neustadt a. Rbge. bzw. dessen Stellvertret- 
             ung sowie der Leiter des Polizeikommissari- 
             ats Neustadt a. Rbge. bzw. dessen Stellver- 
             tretung als beratende Mitglieder an. 
 
 
 
(3)  Ausschussmitglieder, die nicht dem Rat angehö-

ren, werden von der/dem Vorsitzenden des Aus-
schusses auf gewissenhafte Erfüllung ihrer Auf-
gaben förmlich verpflichtet. 

 
 
 
 

vom Integrationsbeirat und vom Stadteltern-
rat „Kindertagesstätten“ bestimmt. Die weite-
ren beratenden Mitglieder werden nach  § 71 
NKomVG von den Fraktionen und Gruppen 
benannt. Sie beraten als Mitglieder nach § 13 
AG KJHG den Ausschuss sowohl in jugend-
pflegerischen als auch in sozialen Angele-
genheiten. 

 
 f) Betriebsausschuss 
  9 Ratsfrauen/Ratsherren. Ihm gehören zu-

sätzlich 2 Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter 
des Abwasserbehandlungsbetriebes als Ver-
tretung der übrigen Mitarbeiterschaft des Be-
triebes an. Sie werden vom Personalrat des 
Eigenbetriebes benannt. Sie haben kein 
Stimmrecht. 

 
 g) Umlegungsausschuss 
  gesetzlich geregelt 
 
       h)   Ausschuss für Feuerschutz und  
             allgemeine Ordnungsangelegenheiten 
             11 Ratsfrauen/Ratsherren. Ihm gehören 
             zusätzlich der Stadtbrandmeister der Stadt 
             Neustadt a. Rbge. bzw. dessen Stellvertret- 
             ung sowie der Leiter des Polizeikommissari- 
             ats Neustadt a. Rbge. bzw. dessen Stellver- 
             tretung und je 1 Vertretung des Jugendrates, 
             des Seniorenbeirates und des Integrations- 
             beirates als beratende Mitglieder an. 
 
(3)  Ausschussmitglieder, die nicht dem Rat angehö-

ren, werden gemäß den §§ 54 Abs. 3 und 43 
NKomVGaud die ihnen nach den §§ 40 – 42 ob-
liegenden Pflichten hingewiesen. 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ergänzung, u. a. gem. Satzung 
des Integrationsbeirates 
 
 
 
Änderung gemäß der Kom-
mentierung v. Thiele zu § 71 
NKomVG 
 
 
 
 



§ 22 
Sitzungen  

 
(1) Die Ausschüsse werden von der Bürgermeisterin 

oder dem Bürgermeister im Einvernehmen mit 
der/dem Ausschussvorsitzenden eingeladen, 
sooft es die Geschäftslage erfordert, mindestens 
jedoch dreimal im Jahr. Die Bürgermeisterin oder 
der Bürgermeister hat den Ausschuss einzuberu-
fen, wenn es ein Drittel der Ausschussmitglieder 
unter Angabe des Beratungsgegenstandes ver-
langt. 

 
(2) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister nimmt 

an den Sitzungen teil; er kann sich durch ei-
ne/einen von ihm zu bestimmende/n Bedienste-
te/Bediensteten vertreten lassen. Sie/er hat teil-
zunehmen, wenn ein Drittel der Mitglieder es ver-
langt. Hinsichtlich der Teilnahme von Ortsratsmit-
gliedern an den Fachausschusssitzungen gilt § 4 
Abs. 2 der Geschäftsordnung entsprechend. 

 
(3) Die Ladungsfrist für die Einberufung zu den Aus-

schusssitzungen beträgt eine Woche. Für Eilfälle 
gilt § 3 Abs. 3 entsprechend. Die Einladung mit 
allen evtl. Anlagen ist den Ausschussmitgliedern 
zuzuleiten. Ratsmitglieder, die nicht dem betref-
fenden Ausschuss angehören, sowie den Orts-
bürgermeisterinnen/Ortsbürgermeistern und den 
Fraktionssprecherinnen/Fraktions-sprechern in 
den Ortsräten sind die Einladungen ohne Anlagen 
zuzuleiten mit dem Hinweis, dass die Anlagen bei 
Bedarf bei der Verwaltung angefordert werden 
können. 

 
(4)  Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister stellt 

im Benehmen mit der/dem Ausschussvorsitzen-
den die Tagesordnung auf. Die/der Ausschuss-
vorsitzende kann verlangen, dass ein bestimmter 
Beratungsgegenstand auf die Tagesordnung ge-
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Abs. 2 der Geschäftsordnung entsprechend. 

 
(3) Die Ladungsfrist für die Einberufung zu den Aus-

schusssitzungen beträgt eine Woche. Für Eilfälle 
gilt § 3 Abs. 3 entsprechend. Die Einladung mit 
allen evtl. Anlagen ist den Ausschussmitgliedern 
zuzuleiten. Ratsmitglieder, die nicht dem betref-
fenden Ausschuss angehören, sowie den Orts-
bürgermeisterinnen/Ortsbürgermeistern und den 
Fraktionssprecherinnen/Fraktions-sprechern in 
den Ortsräten sind die Einladungen ohne Anla-
gen zuzuleiten mit dem Hinweis, dass die Anla-
gen bei Bedarf bei der Verwaltung angefordert 
werden können. 

 
(4)  Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister stellt 

im Benehmen mit der/dem Ausschussvorsitzen-
den die Tagesordnung auf. Die/der Ausschuss-
vorsitzende kann verlangen, dass ein bestimmter 
Beratungsgegenstand auf die Tagesordnung ge-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



setzt wird.  
 
(5) Anträge nach § 72 Abs. 2 NKomVG und zur Ta-

gesordnung sind an die Bürgermeisterin oder den 
Bürgermeister zu richten. § 5 Abs. 1 Satz 1 und 
Abs. 2 bzw. § 7 sind nicht anzuwenden. Die Ta-
gesordnung kann jederzeit durch die Bürgermeis-
terin oder den Bürgermeister im Benehmen mit 
der/dem Ausschussvorsitzenden geändert und 
ergänzt werden, außerdem durch Beschluss des 
Ausschusses, soweit es sich um die Vorbereitung 
von Ratssitzungen handelt. Es ist geheim abzu-
stimmen (§ 12 Abs. 5), wenn 4 Ausschussmitglie-
der dies verlangen. 

 
(6)  Ein Ausschussmitglied, das an einer Sitzung nicht 
       teilnehmen kann, zu der es eingeladen ist, kann 
       seine Vertreterin/seinen Vertreter aus den Reihen 
       seiner Fraktion bzw. Gruppe mit Stimmrecht in 
       die Sitzung entsenden. 
 
(7)  Die Protokolle über die Sitzungen der Ausschüsse 
       sind sämtlichen Ratsmitgliedern sowie denjenigen 
       Ausschussmitgliedern zuzustellen, die nicht 
       Ratsmitglieder sind. 
 
(8)  Über die Genehmigung der Niederschrift der letz-

ten Sitzung des Ausschusses vor Ablauf der 
Wahlperiode beschließen die dem Rat angehö-
renden Mitglieder dieses Ausschusses im Um-
laufverfahren. 

 
(9) Wenn mehrere Ausschüsse über eine Angele-

genheit gemeinsam beraten, so muss jeder Aus-
schuss für sich abstimmen und eine Empfehlung 
geben. Gehört ein Ratsmitglied mehreren Aus-
schüssen an, so hat es für jeden Ausschuss ge-
trennt abzustimmen. Den Vorsitz in der gemein-
samen Sitzung führt die/der Vorsitzende des 
Ausschusses, der nach dieser Geschäftsordnung 

setzt wird.  
 
(5) Anträge nach § 72 Abs. 2 NKomVG und zur Ta-

gesordnung sind an die Bürgermeisterin oder den 
Bürgermeister zu richten. § 5 Abs. 1 Satz 1 und 
Abs. 2 bzw. § 7 sind nicht anzuwenden. Die Ta-
gesordnung kann jederzeit durch die Bürgermeis-
terin oder den Bürgermeister im Benehmen mit 
der/dem Ausschussvorsitzenden geändert und 
ergänzt werden, außerdem durch Beschluss des 
Ausschusses, soweit es sich um die Vorbereitung 
von Ratssitzungen handelt. Es ist geheim abzu-
stimmen (§ 12 Abs. 5), wenn 4 Ausschussmitglie-
der dies verlangen. 

 
(6)  Ein Ausschussmitglied, das an einer Sitzung nicht  
       teilnehmen kann, zu der es eingeladen ist, kann  
       eine Vertreterin/einen Vertreter aus den Reihen 
       seiner Fraktion bzw. Gruppe mit Stimmrecht in 
       die Sitzung entsenden. 
 
(7)  Die Protokolle über die Sitzungen der Ausschüsse 
       sind sämtlichen Ratsmitgliedern sowie denjenigen 
       Ausschussmitgliedern zuzustellen, die nicht 
       Ratsmitglieder sind. 
 
(8)  Über die Genehmigung des Protokolls der letzten 

Sitzung des Ausschusses vor Ablauf der Wahl-
periode beschließen die dem Rat angehörenden 
Mitglieder dieses Ausschusses im Umlaufverfah-
ren. 

 
(9) Wenn mehrere Ausschüsse über eine Angele-

genheit gemeinsam beraten, so muss jeder Aus-
schuss für sich abstimmen und eine Empfehlung 
geben. Gehört ein Ratsmitglied mehreren Aus-
schüssen an, so hat es für jeden Ausschuss ge-
trennt abzustimmen. Den Vorsitz in der gemein-
samen Sitzung führt die/der Vorsitzende des 
Ausschusses, der nach dieser Geschäftsordnung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
redaktionelle Änderung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



sachlich für die Behandlung des Beratungsge-
genstandes (federführender Ausschuss) haupt-
sächlich zuständig ist, worüber im Zweifel der 
Verwaltungsausschuss entscheidet. 

 
§ 23 

Sonderausschüsse 
 
Der Rat beschließt im Einzelfall über die Bildung wei-
terer Ausschüsse zur Vorbereitung seiner Entschei-
dungen aus besonderem Anlass (Sonderausschüsse) 
sowie über ihre Zuständigkeit. 
 
 

                          IV. Ortsräte 
 

§ 24 
Das Verfahren in Ortsräten 

 
(1) Für das Verfahren in den Ortsräten gilt das Ver-

fahren für den Rat entsprechend, soweit nicht ge-
setzliche Vorschriften vorgehen oder Bestimmun-
gen dieser Geschäftsordnung entgegenstehen. 

 
(2) Unabhängig von Abs. 1 ist namentlich bzw. ge-

heim abzustimmen (§ 12 Abs. 5), wenn 3 stimm-
berechtigte Ortsratsmitglieder dieses verlangen. 

 
 
 
 
 

§ 25 
Anträge und Protokolle 

 
(1) Anhörungs- und Auskunftsrechte stehen dem 

Ortsrat nur als ganzem zu. Sie werden durch ent-
sprechende Beschlüsse des Ortsrates ausgeübt. 
Bei mündlicher Anhörung vertritt die Ortsbürger-
meisterin/der Ortsbürgermeister die Beschlüsse 

sachlich für die Behandlung des Beratungsge-
genstandes (federführender Ausschuss) haupt-
sächlich zuständig ist, worüber im Zweifel der 
Verwaltungsausschuss entscheidet. 

 
§ 23 

Sonderausschüsse 
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terer Ausschüsse zur Vorbereitung seiner Entschei-
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                          IV. Ortsräte 
 

§ 24 
 Verfahren in Ortsräten 

 
(1) Für das Verfahren in den Ortsräten gilt das Ver-

fahren für den Rat entsprechend, soweit nicht ge-
setzliche Vorschriften vorgehen oder Bestimmun-
gen dieser Geschäftsordnung entgegenstehen. 

 
(2) Unabhängig von Abs. 1 ist namentlich bzw. ge-

heim abzustimmen (§ 12 Abs. 5), wenn 3 stimm-
berechtigte Ortsratsmitglieder dieses verlangen. 

 
(3)  Grundsätzlich tagen die Ortsräte einmal im Quar-

tal; die jeweiligen Sitzungstermine sind mit der 
Verwaltung abzustimmen.  

 
§ 25 

Anträge und Protokolle 
 
(1) Anhörungs- und Auskunftsrechte stehen dem 

Ortsrat nur als ganzem zu. Sie werden durch 
entsprechende Beschlüsse des Ortsrates ausge-
übt. Bei mündlicher Anhörung vertritt die Orts-
bürgermeisterin/der Ortsbürgermeister die Be-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
redaktionelle Änderung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ergänzung in Bezug auf die 
Häufigkeit von Ortsratssitzun-
gen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



des Ortsrates. 
 
(2) Das Protokoll über die Sitzung eines Ortsrates 

wird allen Ratsmitgliedern zugestellt. Über die 
Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung 
eines Ortsrates vor Ablauf der Wahlperiode be-
schließt der Ortsrat im Umlaufverfahren. 

 
 

V. Schlussbestimmungen 
 

§ 26 
Über während der Sitzungen auftretende Zweifel hin-
sichtlich der Auslegung der Geschäftsordnung ent-
scheidet die/der Ratsvorsitzende. Eine grundsätzliche 
Auslegung einer Vorschrift der Geschäftsordnung, die 
über den Einzelfall hinausgeht, kann nur durch Be-
schluss des Rates erfolgen, und zwar auch hinsicht-
lich der Auslegung für Sitzungen des Verwaltungs-
ausschusses, der Ratsausschüsse oder der Ortsräte. 
 

§ 27 
Inkrafttreten 

 
Diese Geschäftsordnung tritt am.........in Kraft. Gleich-
zeitig tritt die Geschäftsordnung des Rates der Stadt 
Neustadt a. Rbge. in der Fassung des Beschlusses 
vom ............ außer Kraft. 
 
 
 

 

schlüsse des Ortsrates. 
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§ 26 
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über den Einzelfall hinausgeht, kann nur durch Be-
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§ 27 
Inkrafttreten 

 
Diese Geschäftsordnung tritt am 03.11.2016 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung des Rates der 
Stadt Neustadt a. Rbge. in der Fassung des Be-
schlusses vom 20.11.2014 außer Kraft. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



   

 


